
Geldbußenleitlinien erfülle. Die Kommission habe die Geldbuße 
auf einem Niveau festgesetzt, der ihre wirtschaftliche Über­
lebensfähigkeit unwiderruflich gefährden und ihre Aktiva wert­
los machen werde. Zudem habe die Kommission einen Beur­
teilungsfehler gemacht, indem sie festgestellt habe, dass bei der 
Sache der Klägerin kein spezifisches soziales und ökonomisches 
Umfeld gegeben gewesen sei, das zu beachten gewesen sei. 

( 1 ) Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von 
Geldbußen in Kartellsachen (Text von Bedeutung für den EWR) (ABl. 
2006, C 298, S. 17). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 
zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 
niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. 2003, L 1, S. 1). 

( 3 ) Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen gemäß 
Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 
(ABl. 2006, C 210, S. 2). 

Klage, eingereicht am 13. Oktober 2009 — 
Terezakis/Kommission 

(Rechtssache T-411/09) 

(2009/C 312/57) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Kläger: Ioannis Terezakis (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
B. Lombart) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Entscheidung der Kommission in Form eines Schreibens 
vom 3. August 2009, dem Kläger zugegangen am 10. Au­
gust 2009, mit der dem Kläger der Zugang zu einigen Teilen 
bestimmter Briefe und zu den Anlagen zu diesen verweigert 
wurde, die zwischen dem Europäischen Amt für Betrugs­
bekämpfung (OLAF) und dem griechischen Finanzministe­
rium wegen vermuteter steuerlicher Unregelmäßigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Bau des Flughafens von Athen in 
Spata (Griechenland) gewechselt wurden, für nichtig zu er­
klären; 

— der Beklagten die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Der Kläger begehrt aus folgenden Gründen die Nichtigerklärung 
der Entscheidung der Kommission vom 3. August 2009, dem 
Kläger zugegangen am 10. August 2009, mit der ihm der Zu­
gang zu einigen Teilen bestimmter Briefe und zu den Anlagen 
zu diesen verweigert wurde, die zwischen dem Europäischen 
Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) und dem griechischen Fi­
nanzministerium wegen vermuteter steuerlicher Unregelmäßig­
keiten im Zusammenhang mit dem Bau des internationalen 
Flughafens von Athen in Spata gewechselt wurden. 

Erstens sei die angefochtene Entscheidung mit einem offensicht­
lichen Rechtsfehler und einem Fehler bei der Tatsachenwürdi­
gung behaftet, soweit die Kommission Art. 4 Abs. 2 erster 
Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 ( 1 ) des 
Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission falsch ausgelegt und angewendet 
habe. Die Kommission habe die Ausnahme vom Zugang der 
Öffentlichkeit zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen lediglich 
abstrakt geltend gemacht, um die Verbreitung bestimmter Ab­
schnitte der fraglichen Briefe abzulehnen, ohne konkret zu be­
gründen, warum zu besorgen sei, dass der Schutz der geschäft­
lichen Interessen der beteiligten Unternehmen tatsächlich beein­
trächtigt werde. 

Die Kommission habe zudem gegen Art. 1 der Verordnung Nr. 
1049/2001 und den dort in Buchst. a aufgestellten Grundsatz 
des weitestmöglichen Zugangs zu Dokumenten der Kommission 
sowie gegen die Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte ver­
stoßen. 

Ferner sei der Kommission dadurch ein offensichtlicher Rechts­
fehler unterlaufen, dass sie dem Kläger nicht die Gründe mit­
geteilt habe, auf die sie ihre Entscheidung gestützt habe. Die 
Kommission habe ihre Begründungspflicht nach Art. 253 EG 
verletzt, indem sie für die Verweigerung des beantragten Zu­
gangs lediglich auf die Ausnahmen des Art. 4 Abs. 2 erster 
Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1049/2001 verwiesen habe. 

Schließlich sei die Kommission irrig zu dem Schluss gekommen, 
dass sich die Anlagen zu den Briefen, zu denen der Kläger 
Zugang begehrt habe, in dessen Besitz befänden, wobei sie 
von der fehlerhaften Annahme ausgegangen sei, dass die bean­
tragten Dokumente identisch seien mit denjenigen, die der Klä­
ger bereits habe. Daher sei die angefochtene Entscheidung mit 
einem offensichtlichen Rechtsfehler behaftet, soweit die Kom­
mission es unterlassen habe, die Bestimmungen der Verordnung 
Nr. 1049/2001, insbesondere Art. 4, anzuwenden. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom­
mission (ABl. 2001 L 145, S. 43). 

Klage, eingereicht am 14. Oktober 2009 — 
CEA/Kommission 

(Rechtssache T-412/09) 

(2009/C 312/58) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Commissariat à l'énergie atomique (CEA) (Paris, Frank­
reich) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte J. García-Gallardo 
Gil-Fournier, M. Arias Díaz und C. Humpe) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften
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Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— den Eingang der Klage (Klageschrift, Vollmacht, Abschriften 
und Dokumente) zu bestätigen und sie für zulässig zu 
erklären, 

— die von den Prozessbevollmächtigten des CEA in dessen 
Namen und für diesen eingereichte Klage zu prüfen, 

— die dem CEA mit Schreiben vom 29. Juli 2009 zugestellte 
Entscheidung der Kommission, mit der es abgelehnt wurde, 
die Abfindungen, die vom CEA bei Ausscheiden in den 
Ruhestand gezahlt werden, indirekten erstattungsfähigen 
Kosten gleichzustellen und dem CEA ein Zertifikat über 
die Buchhaltungsmethodik auszustellen, gemäß Art. 230 
EG für nichtig zu erklären, 

— hilfsweise, gemäß Art. 238 EG festzustellen, dass (i) die 
Abfindung bei Ausscheiden in den Ruhestand eine nach 
den vertraglichen Regelungen des 7. Rahmenprogramms 
für Forschung und Entwicklung erstattungsfähige Ausgabe 
ist und dass (ii) die Europäische Gemeinschaft ihren vertrag­
lichen Verpflichtungen gegenüber dem CEA im Rahmen des 
7. Rahmenprogramms für Forschung und Entwicklung nicht 
nachkommt, 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der auf Art. 230 EG gestützten Klage wird die Nichtigerklä­
rung der endgültigen Entscheidung der Kommission begehrt, die 
dem Commissariat à l'Énergie Atomique (CEA) am 29. Juli 
2009 zugestellt wurde und mit der es abgelehnt wurde, die 
Abfindungen, die vom CEA bei Ausscheiden in den Ruhestand 
gezahlt werden, indirekten erstattungsfähigen Kosten gleich­
zustellen und dem CEA ein Zertifikat über die Buchhaltungs­
methodik auszustellen, das es ihm ermöglichen würde, seine 
indirekten Personalkosten geltend zu machen, um eine Erstat­
tung der Kosten zu erhalten, die ihm bei der Verwirklichung 
von im Rahmen des 7. Rahmenprogramms für Forschung und 
Entwicklung kofinanzierten Projekten entstanden sind. 

Der CEA ist der Ansicht, dass die Entscheidung der Kommis­
sion, wonach die Abfindungen bei Ausscheiden in den Ruhe­
stand keine indirekten erstattungsfähigen Kosten darstellten, auf 
Rechtsfehlern und offenkundigen Fehlern bei der Beurteilung 
der Tatsachen beruhe und dass die Kommission die Grundsätze 
der ordnungsgemäßen Verwaltung, der Rechtssicherheit und des 
Vertrauensschutzes missachtet habe. 

Hilfsweise richtet sich die Klage darauf, auf der Grundlage des 
Art. 238 EG festzustellen, dass die Kommission ihren vertrag­
lichen Verpflichtungen gegenüber dem CEA nicht nachgekom­
men sei, indem sie es abgelehnt habe, die Abfindungen, die vom 
CEA bei Ausscheiden in den Ruhestand gezahlt werden, erstat­
tungsfähigen Kosten gleichzustellen und sie somit zu erstatten. 

Klage, eingereicht am 14. Oktober 2009 — Henkel/HABM 
— JLO Holding (LIVE) 

(Rechtssache T-414/09) 

(2009/C 312/59) 

Sprache der Klageschrift: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Henkel AG & Co. KGaA (Düsseldorf, Deutschland) 
(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin C. Milbradt) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: JLO Hol­
ding Company LLC (Santa Monica, Vereinigte Staaten von 
Amerika) 

Anträge der Klägerin 

— Die Entscheidung der Ersten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamtes für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 30. Juli 2009 (Beschwerdesache R 
609/2008-1) insoweit aufzuheben, als dass die Gemein­
schaftsmarke Nr. 984 245 („LIVE“) für die Waren Seifen, 
Parfümerien, Mittel zur Körper- und Schönheitspflege für 
verfallen erklärt wurde; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Eingetragene Gemeinschaftsmarke, deren Nichtigerklärung beantragt 
wurde: die Wortmarke „LIVE“ für Waren der Klasse 3 (Gemein­
schaftsmarke Nr. 984 245) 

Inhaber der Gemeinschaftsmarke: die Klägerin 

Antragstellerin im Nichtigkeitsverfahren: JLO Holding Company, 
LLC 

Entscheidung der Nichtigkeitsabteilung: teilweise Erklärung der 
Gemeinschaftsmarke für verfallen 

Entscheidung der Beschwerdekammer: teilweise Aufhebung der Ent­
scheidung der Nichtigkeitsabteilung und teilweise Erklärung der 
Gemeinschaftsmarke für verfallen 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 51 Abs. 1 Buchst. a in Verbin­
dung mit Art. 51 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 207/2009 ( 1 ), 
da die rechtserhaltende Benutzung der verfahrensgegenständli­
chen Marke auch für die Warengruppen Seifen, Parfümerien, 
Mittel zur Körper- und Schönheitspflege nachgewiesen worden 
sei 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 
über die Gemeinschaftsmarke (ABl. 2009, L 78, S. 1).
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